année
politique
suisse

DOKUMENTATION - ANALYSE - DIFFUSION

Ausgewahlte Beitrage zur
Schweizer Politik

Suchabfrage 10.04.2024

Thema Keine Einschrankung

Schlagworte Keine Einschrankung

Akteure Ineichen, Otto (fdp/plr, LU) NR/CN, Fischer, Roland (LU, glp/pvl)
Prozesstypen Keine Einschrankung

Datum 01.01.1965 - 01.01.2021

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.21



Impressum

Herausgeber

Année Politique Suisse
Institut fur Politikwissenschaft
Universitat Bern

Fabrikstrasse 8

CH-3012 Bern
www.anneepolitique.swiss

Beitrage von

Benteli, Marianne
Bernath, Magdalena
Bernhard, Laurent
BUhlmann, Marc
Clivaz, Romain
Denz, Andrea
Freymond, Nicolas
Frick, Karin

Giger, Nathalie
Heidelberger, Anja
Hohl, Sabine
Meyer, Luzius
Mosimann, Andrea
Rohrer, Linda
Schaér, Suzanne

Bevorzugte Zitierweise

Benteli, Marianne; Bernath, Magdalena; Bernhard, Laurent; Buhlmann, Marc; Clivaz,
Romain; Denz, Andrea; Freymond, Nicolas; Frick, Karin; Giger, Nathalie; Heidelberger,
Anja; Hohl, Sabine; Meyer, Luzius; Mosimann, Andrea; Rohrer, Linda; Schar, Suzanne
2024. Ausgewdhlte Beitrédge zur Schweizer Politik: , 2002 - 2020. Bern: Année Politique
Suisse, Institut flr Politikwissenschaft, Universitat Bern. www.anneepolitique.swiss,

abgerufen am 10.04.2024.

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK

01.01.65 - 01.01.21


http://www.anneepolitique.swiss

Inhaltsverzeichnis

Allgemeine Chronik
Grundlagen der Staatsordnung
Rechtsordnung
Innere Sicherheit
Institutionen und Volksrechte
Parlamentsmandat
Wahlen
Wahlen in kantonale Regierungen
Eidgendssische Wahlen
Wirtschaft
Wirtschaftspolitik
Gesellschaftsrecht
Infrastruktur und Lebensraum
Energie
Netz und Vertrieb
Alternativenergien
Sozialpolitik
Bevolkerung und Arbeit
Arbeitsmarkt
Sozialversicherungen
Berufliche Vorsorge
Arbeitslosenversicherung (ALV)
Bildung, Kultur und Medien
Bildung und Forschung
Berufsbildung

O 0 0 0 0 © W 0 N4 N NO B W O Lo oo

5 o0o

Parteien, Verbande und Interessengruppen
Parteien
Grosse Parteien

"
"
"

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK

01.01.65 - 01.01.21



Abkiirzungsverzeichnis

SGK-SR Kommission flr soziale Sicherheit und Gesundheit des Standerates

UREK-NR Kommission fur Umwelt, Raumplanung und Energie des Nationalrates

RK-SR Kommission fur Rechtsfragen des Standerates

SGK-NR Kommission fur soziale Sicherheit und Gesundheit des Nationalrates

EU Europaische Union

KMU Kleine und mittlere Unternehmen

StromVV Stromversorgungsverordnung
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WAK-NR Kommission fur Wirtschaft und Abgaben des Nationalrats
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BPV Bundesamt flr Privatversicherungen

SIS Schengener Informationssystem

SOG Schweizerische Offiziersgesellschaft

IGS Interessengemeinschaft Schiessen Schweiz

Fedpol Bundesamt fur Polizei

CSSS-CE Etortnmission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil des

ats

CEATE-CN  Commission de I'environnement, de I'aménagement du territoire et de
I'énergie du Conseil national

CAJ-CE Commission des affaires juridiques du Conseil des Etats

CSSS-CN Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil
national

UE Union européenne

PME petites et moyennes entreprises

OApEL Ordonnance sur 'approvisionnement en électricité

RTS Radio Télévision Suisse

CER-CN Commission de I'économie et des redevances du Conseil national

LAI Loi fédérale sur I'assurance-invalidité

OFAP Office fédéral des assurances privées

SIS Systeme d'information Schengen

SSO Société Suisse des Officiers

CIT Communauté d'intérét du tir suisse

Fedpol Office fédéral de la police
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GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 18.05.2019
KARIN FRICK

Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung
Innere Sicherheit

Kurz nachdem das Referendum gegen die Ubernahme der EU-Waffenrichtlinie offiziell
zustande gekommen war, gab die Schweizerische Offiziersgesellschaft (SOG) - wohl
nicht vollends beabsichtigt - sowohl fur die Gegner- als auch fur die Beflirworterseite
den Startschuss zum Abstimmungskampf. An der Prasidentenkonferenz Ende Januar
2019 sprachen sich Uber dreissig anwesende Sektionen einstimmig gegen die
Verscharfung des Waffenrechts aus und bewilligten dartber hinaus einen finanziellen
Beitrag an das Referendumskomitee. Darin Einsitz nehmen wollte die SOG jedoch nicht,
wie im entsprechenden Positionspapier zu lesen war, in dem sie ihre Nein-Position
damit begriindete, dass die Ubernahme der EU-Waffenrichtlinie das «liberale, dem
Milizwesen verpflichtete Schweizer Waffenrecht» unnétig einschrénke. Die
Verscharfung treffe nicht den gefahrlichen Handel mit illegalen Waffen, sondern die
legalen Waffenbesitzerinnen und -besitzer und sei daher <«keine nachhaltige
Massnahme gegen die terroristische Bedrohung in der Schweiz». Die NZZ bezeichnete
den Positionsbezug der SOG als wichtigen Erfolg fur die Gegnerschaft des neuen
Waffenrechts, insbesondere fur die Schitzenverbande, die im Referendumskomitee
federfihrend waren. Bei Sicherheitspolitikerinnen und -Politikern der bdrgerlichen
Mitte kam die SOG damit jedoch schlecht an: Der Urner FDP-Standerat Josef Dittli
zeigte sich gegenlber der NZZ «enttauscht» von den Offizieren, denen wohl «der
Stellenwert von Schengen nicht bewusst» sei. Die Luzerner CVP-Nationalratin Ida
Glanzmann-Hunkeler bedauerte an gleicher Stelle, dass die Offiziere «ins Boot der
SVP» stiegen und sich fur deren Kampf gegen Schengen einspannen liessen. In den
Tagen darauf traten einige SOG-Mitglieder um die beiden GLP-Politiker Pascal Vuichard
(GL) und Roland Fischer (LU) aus dem Schatten und verkiindeten 6ffentlich, mit dem
Positionsbezug der SOG nicht einverstanden zu sein. Vuichard ausserte Bedenken, die
SOG verspiele mit diesem Statement ihre Glaubwdirdigkeit, da die Armee von den
Anderungen gar nicht betroffen sei. Das von den GLP-Offizieren gegriindete Ja-
Komitee setzte eine «Lawine der Kritik» (Tribune de Geneve) an der SOG in Gang und
erhielt auch parteilbergreifend weiteren Zulauf - so beispielsweise von FDP-Sténderat
und Oberst im Generalstab Josef Dittli. Der «Krach der Offiziere>» (BaZ) griindete darin,
dass fur die Ja-Komiteeangehorigen ein gutes Verhaltnis zu Europa flr die Schweiz aus
sicherheitspolitischer Sicht absolut notwendig sei, weshalb die Schengen/Dublin-
Mitgliedschaft nicht gefahrdet werden diirfe, zumal die Anderung des Waffenrechts
«sehr umsichtig und pragmatisch» erfolge. Dass sich auch Armeechef Philippe Rebord
hinter das neue Waffenrecht stellte, befeuerte die Debatte zusatzlich. SOG-Prasident
Stefan Holenstein gab derweil gegenuber der Presse zu Protokoll, das Waffenrecht sei
«kein Kernthema» der SOG und der Entscheid sei «keine Abstimmungsparole»,
sondern «eine Position als Ergebnis der internen Beratungen».

Mitte Februar lancierte Bundesratin Karin  Keller-Sutter anlésslich  einer
Medienkonferenz den Abstimmungskampf offiziell. Mit dem Slogan «Niemand wird
entwaffnet» platzierte sie das Hauptargument des Bundesrates landesweit prominent
in den Schlagzeilen: Die Anderungen am Waffenrecht seien nur geringfligig und die
Schiesstradition in der Schweiz bleibe erhalten. Die Gesetzesanderung rechtfertige es
somit nicht, die Schengen-Mitgliedschaft der Schweiz aufs Spiel zu setzen; die Kosten
der Beendigung der Schengen-Zusammenarbeit seien schlicht zu hoch - und zwar
sowohl in Form von zusatzlichen Staatsausgaben als auch in Form von
Sicherheitsverlust. Das SIS werde von Schweizer Sicherheitsbehérden 300'000 Mal
taglich abgefragt und habe wahrend zehn Jahren im Schnitt zu einer Verhaftung taglich
verholfen; «ohne Schengen waren wir bildlich gesprochen blind», wdirdigte der
stellvertretende Fedpol-Direktor René Buhler den Beitrag des Schengener Abkommens
an die Sicherheit der Schweiz. Hinzu kamen gemaéass der Justizministerin
volkswirtschaftliche Kosten von mehreren Milliarden Franken pro Jahr - einerseits im
Tourismussektor, weil die Schweiz nicht mehr mit dem Schengen-Visum bereist werden
kénnte, andererseits im Asylbereich, da die Schweiz nach Wegfall des mit Schengen
verknlpften Dublin-Abkommens Asylbewerberinnen und -bewerber nicht mehr
abweisen kénnte, wenn sie bereits in einem anderen Schengen-Staat Asyl beantragt
haben. Wie die Gegnerschaft des neuen Waffenrechts darauf zu hoffen, dass dieser Fall
nicht eintrete, sei riskant, denn der Ausschluss der Schweiz aus Schengen/Dublin
erfolge bei Verweigerung der Rechtsibernahme automatisch, es sei denn, der
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Gemischte Ausschuss, in dem die 28 EU-Staaten und die Schweiz vertreten sind, einigte
sich innerhalb von 90 Tagen einstimmig auf einen weiteren gemeinsamen Weg. Eine
solche Einigung hielt Keller-Sutter jedoch fur unwahrscheinlich, da sich die EU zurzeit
nicht in «Kompromisslaune» (St. Galler Tagblatt) befinde. Das gegnerische Argument,
die Verscharfung des Waffenrechts trage nichts zur Terrorismusbekampfung bei,
konterte die Bundesratin damit, die Richtlinie beabsichtige in erster Linie, den illegalen
Waffenhandel zu erschweren und die Bevdlkerung vor Waffenmissbrauch zu schitzen,
sie sei aber «kein Pakt zur Terrorbekdmpfung».

Mit ihren Erlauterungen an der Medienkonferenz erntete die Justizministerin wiederum
heftige Kritik aus den Reihen des Referendumskomitees. So kreideten ihr die Gegner
an, der Bundesrat habe eine Kehrtwende vollzogen, indem er die Waffenrichtlinie
explizit nicht mehr in Zusammenhang mit Terrorismusbekémpfung bringe, sondern nur
noch von der Bekdmpfung illegalen Waffenhandels und Waffenmissbrauchs spreche.
Weiter bezichtigten sie verschiedene Exponenten der Gegnerschaft mehr oder weniger
direkt der Irrefihrung und der Falschinformation. Sie stérten sich vor allem daran, dass
rund 80 Prozent der im Schiesssport verwendeten Waffen neu verboten wurden, und
auf etwas Verbotenes bestehe kein Rechtsanspruch; daran éandere auch die
vorgesehene Ausnahmebewilligung nichts. Zudem flrchteten sie sich vor zukinftigen
weiteren Verscharfungen des Waffenrechts; da die EU-Richtlinie alle funf Jahre
Uberprift werden solle, seien weitere Verscharfungen vorprogrammiert. Die Debatte
um die Kosten des angeblich drohenden Schengen-Ausschlusses sei nur ein
«Ablenkungsmanodver», zitierte die «Sldostschweiz» den Walliser SVP-Nationalrat und
ProTell-Interimspréasidenten Jean-Luc Addor; die EU habe Uberhaupt kein Interesse
daran, die Abkommen zu kindigen, weil sie davon mindestens so viel profitiere wie die
Schweiz und die Schweiz ja bereits ein effizientes Waffenrecht besitze. In Wahrheit sei
die Reform ein «trojanisches Pferd», mit dem die EU in Zukunft alle halbautomatischen
Waffen verbieten kdnne, so Addor gegenlber der «Tribune de Geneve». Anders als der
Bundesrat den Leuten weismachen wolle, seien die Anderungen fir die Schiitzen
Uberhaupt nicht zumutbar, stellte auch IGS-Président Luca Filippini in der Presse klar
und betonte einmal mehr, die Annahme der Waffenrichtlinie ware «das Ende des
Schiessens als Volkssport», ja sogar «der Beginn vom Ende unseres Rechtsstaates».

So klar, wie es auf den ersten Blick den Anschein erwecken mag, waren die Fronten
jedoch nicht. Wie bei den Offizieren ausserten sich auch bei den Schitzen nach und
nach kritische Stimmen zur Haltung des nationalen Verbandes. Wahrend diverse
kantonale Schutzenverbande an ihren Versammlungen finanziell und ideologisch zum
Kampf gegen das «Entwaffnungsdiktat» aus Brussel, von dem sie sich existenziell
bedroht sahen, rusteten, beschloss etwa der Schaffhauser Kantonalschutzenverband
Stimmfreigabe, da die neuen Bestimmungen laut Prasident Pascal Herren «den
Schiesssport nicht beeintréachtigen» wirden. Auch der Prasident der Ausserrhoder
Schitzen, Bruno Preisig, gab in der Aargauer Zeitung zu Protokoll, er habe «kein
Problem mit den neuen Regelungen», im Gegenteil: «Es ware kllger gewesen, das Geld
in die Nachwuchsforderung, statt in eine grosse Nein-Kampagne zu investieren.» Fur
ein Ja zum neuen Waffenrecht setzten sich hingegen geschlossen die grossen
Wirtschaftsverbédnde Economiesuisse, Hotelleriesuisse und der Gewerbeverband sowie
kantonale Handelskammern ein. Auf Druck der Tourismusbranche hatte sich der
Gewerbeverband Ende Januar zur Ja-Parole durchgerungen, obwohl der von SVP-
Nationalrat Jean-Francois Rime (FR) présidierte Verband die Vorlage vor Jahresfrist
noch als unverhaltnismassig abgelehnt hatte, wie das St. Galler Tagblatt berichtete.
Bedeutend fur die Wirtschaft seien geméss der NZZ vor allem die Folgen eines Neins:
Die Verbande beflrchteten zuséatzliche Kosten flir das Asylwesen und die innere
Sicherheit, hohere Staukosten im grenzliberschreitenden Verkehr infolge
wiedereingefuhrter Grenzkontrollen sowie einen Ruckgang der Tourismus-Nachfrage
aufgrund des wegfallenden Schengen-Visums. Anlasslich ihrer Delegiertenversammlung
schloss sich Ende Marz schliesslich noch die SVP, die sich im Abstimmungskampf
bisher zurlickgehalten hatte, offiziell dem Nein-Lager an. Der Berner SVP-Nationalrat
Werner Salzmann begrindete die Zurlckhaltung seiner Partei gegeniber der NZZ
damit, dass man sich in einem Wahljahr befinde und somit «nicht beliebig Geld zur
Verflgung [habel, um die Kampagnen von Verbadnden zu unterstitzen». Hinter
vorgehaltener Hand sei man in Schitzenkreisen jedoch sogar froh um die Zurtckhaltung
der SVP, so die NZZ weiter, da ein klares Verstandnis des Referendums als Angriff auf
Schengen/Dublin wohl eher der Beflirworterseite zum Vorteil gereicht hatte. Alle
anderen grosseren nationalen Parteien gaben indes die Ja-Parole aus.

Anfang April zeugten erste Umfrageergebnisse von einer bereits starken
Meinungsbildung an den beiden politischen Polen. Insgesamt hatten 53 Prozent der
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WAHLGESCHAFT
DATUM: 10.10.2012
MARC BUHLMANN

WAHLGESCHAFT
DATUM: 07.09.2020
MARC BUHLMANN

Befragten angegeben, (eher) fir die Verscharfung des Waffenrechts stimmen zu wollen,
46 Prozent (eher) dagegen. In den Anhéngerschaften der beiden grossen Polparteien
sprachen sich je Uber drei Viertel klar daftir (SP) bzw. klar dagegen (SVP) aus. Bei den
Mitte-Parteien betrug die Zustimmung hingegen trotz Ja-Parolen nur gerade 50 (FDP)
bzw. 47 Prozent (CVP). Die Abstimmung werde somit in der Mitte entschieden, so die
Experteneinschatzung. Das Uberparteiliche Ja-Komitee interpretierte den &usserst
knappen Vorsprung als «Weckruf» (Tages-Anzeiger), die Stimmbevélkerung noch klarer
von der Wichtigkeit von Schengen/Dublin Uberzeugen zu missen. Dies schien der
Beflrworterschaft zunehmend zu gelingen, konnte das Ja-Lager in den folgenden
Umfragen doch entscheidend zulegen. Zwei Wochen vor dem Abstimmungstermin
verbuchte es mit einer Zustimmung von rund 60 Prozent einen komfortablen
Vorsprung. Die Sympathisantinnen und Sympathisanten aller grosser Parteien ausser
der SVP stellten sich mit klarer Mehrheit hinter die Vorlage, Frauen stéarker als Ménner
und stadtische Gebiete starker als landliche Regionen. Der Verbleib der Schweiz im
Schengen-Raum zeichnete sich hingegen klar als das schlagende Argument der Debatte
ab.

Insgesamt bot der Abstimmungskampf Uber die lange Zeitdauer wenig Abwechslung,
verlief aber zugleich ausserst emotional. Vor allem auf der Gegnerseite war eine grosse
Wut spurbar, sowohl Uber die vermeintliche Entwaffnung der Schweizer Blrgerinnen
und Blrger als auch Uber die Fremdbestimmung aus Brissel. Das Antasten des Rechts
auf eine private Waffe wurde als Angriff auf die Identitat des Schweizervolkes gesehen.
Dagegen bot Bundesratin Karin Keller-Sutter den Gegnern wenig Angriffsflache,
argumentierte sachlich und vornehm zurlckhaltend, wie der Tages-Anzeiger den
Auftritt der Justizministerin in der SRF-«Arena» Mitte April beurteilte. Indem sich die
Beflrworterseite hauptsachlich auf das Schengen-Argument beschrankte, wurden
allerdings von beiden Seiten die immergleichen Argumente bis zum Abstimmungstermin
schon fast gebetsmihlenartig wiederholt.

Institutionen und Volksrechte
Parlamentsmandat

Im Berichtsjahr kam es zu funf Mutationen im Parlament. Fir den in den Bundesrat
gewahlten Stdnderat Alain Berset (sp, FR) wurde Christian Levrat (sp, FR) gewéahlt (siehe
hier). Dessen Nationalratssitz erbte Ursula Schneider Schuttel (sp, FR). Zwei Rate
verstarben 2012 im Amt: Otto Ineichen (fdp, LU) und Peter Malama (fdp, BS). Ihre Sitze
Ubernahmen Peter Schilliger (fdp, LU) und Daniel Stolz (fdp, BS). Schliesslich musste
Bruno Zuppiger (svp, ZH) aufgrund einer Erbschaftsaffare zurlicktreten. Fir ihn rutschte
Gregor Rutz (svp, ZH) nach. 2

Fur den in der Sommersession 2020 im Amt verstorbenen Albert Vitali (fdp, LU) rickte
Peter Schilliger (fdp, LU) nach, der in der ersten Sitzung der Herbstsession 2020
vereidigt wurde. Nach Alois Huber (svp, AG; in der Frihjahrssesion 2020) und Florence
Brenzikofer (gp, BL; in der Wintersession 2019) besiegelte die formelle Feststellung der
Wahl! Peter Schilligers die dritte Mutation im Nationalrat in der 51. Legislatur. Schilliger
kehrte damit nach rund einem Jahr ins Parlament zurlick, nachdem er bei den
eidgendssischen Wahlen seinen Sitz verloren hatte. Bereits 2012 war Schilliger in den
Nationalrat nachgertckt. Auch damals war der Tod seines Vorgangers - Otto Ineichen
(fdp, LU) war ebenfalls im Amt verstorben - Ursache dafiir gewesen. *
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WAHLEN
DATUM: 31.03.2019
ANJA HEIDELBERGER

Wahlen
Wahlen in kantonale Regierungen

Die erste grosse Weiche zu den Ende Mérz 2019 stattfindenden Regierungsratswahlen
des Kantons Luzern stellte sich bereits im Januar 2018, als der bisherige Vorsteher des
Bau-, Umwelt- und Wirtschaftsdepartements, Robert Kiing (fdp), seinen Verzicht auf
eine erneute Kandidatur fur den Regierungsrat bekannt gab. Er wolle wieder mehr
Freiheiten haben, begrindete er diesen Entscheid. Die amtierenden Regierungsrate
Reto Wyss (cvp) und Paul Winiker (svp) sowie kurze Zeit spéater auch Guido Graf (cvp)
gaben hingegen ihre erneuten Kandidaturen bekannt, Fragezeichen stellten sich einzig
bezlglich der erneuten Kandidatur von Finanzdirektor Marcel Schwerzmann (parteilos).
Der Parteilose sei gemass Luzerner Zeitung aufgrund der Sparpakete der letzten Jahre,
fUr die er als Finanzminister verantwortlich gemacht werde, umstritten. Zudem habe
aus einer Konkordanz-Perspektive die SP Anspruch auf seinen Sitz - vier Jahre zuvor
war diese aus der Regierung ausgeschieden.

Bereits kurz nach der Mitteilung von King begann sich das Kandidatenkarussell zu
drehen - im Zentrum des Interesses standen maénnliche Kandidaten der FDP,
grosstenteils amtierende Kantonsrdte und/oder Gemeinderdte: Rolf Born,
Gemeindepréasident von Emmen und Kantonsrat; Fabian Peter, Kantonsrat; Roland
Emmenegger, Gemeinderat von Hochdorf; Jim Wolanin, Sozialvorsteher von Neuenkirch
und Kantonsrat; sowie Charly Freitag, Gemeindeprésident von Beromdinster und
Kantonsrat. Frauen fanden sich keine, was zu breiter Kritik daran flhrte, dass es die
FDP verpasst habe, frihzeitig mogliche Kandidatinnen aufzubauen. Umstritten war
innerhalb der FDP, ob die Partei mit einem oder zwei Kandidaten antreten solle. Mit
zwei Kandidaten hatte man die Chance, zwei Sitze zu erobern, ginge aber auch die
Gefahr ein, dass beide Kandidaten das absolute Mehr im ersten Wahlgang verpassen.
Rein arithmetisch stiinde der FDP zudem nur ein Sitz zu, gab die Luzerner Zeitung zu
bedenken. Wéhrend die Delegiertenversammlung des Wahlkreises Sursee nur Jim
Wolanin, nicht aber zusatzlich Charly Freitag als Regierungsratskandidaten empfahl,
setzte der Wahlkreis Hochdorf auf Rolf Born und auch auf Fabian Peter. Obwohl die
Parteileitung eine Zweierkandidatur bevorzugt hatte, entschieden sich die Delegierten
der FDP Kanton Luzern in der Folge aber, lediglich mit Fabian Peter ins Rennen zu
ziehen - in zwei Wahlgéngen setzte er sich gegen seine zwei Konkurrenten durch.

Die SP gab bekannt, mit dem laut Luzerner Zeitung gemassigten, Uber die Parteigrenzen
hinaus vernetzten Kantonsrat Jérg Meyer um den Wiedereinzug in den Regierungsrat zu
kédmpfen. Man greife dabei aber nicht den freiwerdenden Sitz der FDP an - da man
deren Anspruch auf einen Sitz fUr «unbestritten» halte (Jorg Meyer) -, sondern
denjenigen des parteilosen Marcel Schwerzmann. Der Entscheid der SP flr Meyer stiess
jedoch auch auf Kritik: Die Partei habe zuvor immer das Fehlen der Frauen im
Regierungsrat kritisiert, trete nun aber selbst mit einem Mann an.

Als einzige Partei setzten die Grinen auf eine Frauenkandidatur: Korintha Bartsch,
Fraktionschefin der Grinen im Grossstadtrat setzte sich gegen drei weitere
Kandidatinnen durch (Christina Reusser, Kantonsratin und Bildungskommission Ebikon;
Monique Frey, Kantonsratin und Fraktionschefin; Verena Kleeb, ehemalige Grossratin,
Prasidentin Grline Willisau und Region). In der Folge bildete sich ein «breit
abgestitztes» Frauenkomitee (Luzerner Zeitung), das die Kandidatur von Korintha
Bartsch unterstitzte. Bis zum Wahlsonntag waren die in den meisten Parteien
fehlenden Frauenkandidaturen sowie das seit 2015 rein méannliche Regierungsquintett
Thema medialer Diskussionen und Kritik.

Keine Diskussionen zu den Nominierungen gab es bei CVP und SVP, die auf ihre
bisherigen Regierungsrate Reto Wyss, Guido Graf (beide cvp) und Paul Winiker (svp)
setzten. Uberdies kandidierten alt-Nationalrat und Prasident der Kantonalpartei Roland
Fischer fur die Grilnliberalen und Rudolf Schweizer fir die Gruppe «parteilose
Schweizer», denen jedoch in der Presse kaum Chancen zugeschrieben und somit auch
deutlich weniger Aufmerksamkeit gewidmet wurde als den Ubrigen Kandidierenden.

Beim ersten Wahlgang der Regierungsratswahlen am 31. Marz 2019 gelang bei einer
Stimmbeteiligung von 40.3 Prozent lediglich den beiden bisherigen CVP-
Regierungsraten Guido Graf (59'291 Stimmen) und Reto Wyss (568'088 Stimmen) sowie
dem neuen FDP-Kandidaten Fabian Peter (56'410 Stimmen) der direkte Einzug in den
Regierungsrat. Die Ubrigen Kandidierenden erreichten das absolute Mehr von 54'369
Stimmen nicht - wenn auch im Falle des Bisherigen Paul Winiker (53'675) nur wegen
weniger als 700 Stimmen. Die Kommentare zu seinem Abschneiden schwankten
zwischen einem Zufallsresultat, zumal Winiker das absolute Mehr nur knapp verpasst
hatte, und Kritik an der Taktik der SVP, insbesondere da diese in den gleichzeitig
stattfindenden Kantonsratswahlen grosse Verluste hatte einstecken mussen.
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Einen sehr guten funften Platz belegte die Grine Korintha Bértsch (42'946 Stimmen),
die 400 Stimmen mehr erzielte als SP-Kandidat Jorg Meyer (42'546 Stimmen). Dies
flhrte sofort zu Spekulationen, welche oder welcher der beiden Kandidierenden sich
nun allenfalls fir den zweiten Wahlgang zurtckziehen wirde. Abgemacht sei gewesen,
dass sich diejenige Person, die weniger Stimmen erzielt, zurlickziehen werde, war aus
dem Lager der Griinen zu héren. Obwohl dies von der SP nicht bestéatigt wurde, zog sich
Jorg Meyer wenig spater zurlck. Man wolle zusammen mit den Grinen auf eine
Einerkandidatur setzen, um das Hauptziel einer linken Vertretung in der Regierung
erreichen zu kénnen, begrindete er den Ruckzug.

Nur am siebtmeisten Stimmen erzielte der amtierende Finanzdirektor Marcel
Schwerzmann (39'500 Stimmen), der damit vor dem GLP-Kandidaten Roland Fischer
(35'365 Stimmen) und dem parteilosen Ruedi Schweizer (4'234 Stimmen) zu liegen kam.

Nachdem sich auch Fischer und Schweizer aus dem Rennen zurlickgezogen hatten, kam
es zu einem Dreikampf zwischen Paul Winiker, Korintha Bartsch und Marcel
Schwerzmann um die zwei freien Sitze. Die FDP, die SVP sowie die Wirtschaftsverbédnde
unterstitzten Schwerzmann und Winiker, wéhrend die CVP - eher Uberraschend -
Stimmfreigabe beschloss: Vor dem ersten Wahlgang hatte CVP-Kantonalprasident
Christian Ineichen in verschiedenen Interviews den Anspruch der SP auf einen Sitz
betont und auch vier Jahre zuvor hatte die CVP SP-Kandidatin Zopfi unterstitzt. An der
Delegiertenversammlung der CVP war zwar der Sitzanspruch der SVP unbestritten,
daruber hinaus Gberwogen jedoch diejenigen Stimmen, welche aufgrund der Niederlage
der CVP in den Kantonsratswahlen, bei der die links-grinen Parteien zu den Gewinnern
gehort hatten, Letztere nicht unterstitzen wollten. Zudem solle die Unruhe, die
innerhalb der Partei durch eine Entscheidung fur Schwerzmann oder Bartsch
entstlinde, verhindert werden. Hingegen entschied sich die GLP, genauso wie die SP
und die Grinen, fur eine Unterstltzung von Bartsch, was ihr kritische Kommentare von
der FDP einbrachte.

Beim zweiten Wahlgang am 19. Mai 2019 blieb die Uberraschung aus: Die beiden
Bisherigen, Winiker und Schwerzmann, setzten sich bei einer Stimmbeteiligung von
40.8 Prozent mit 65’887 Stimmen respektive 59'746 Stimmen deutlich durch. Dennoch
konnte Korintha Bartsch mit 51'640 Stimmen, fast 9'000 Stimmen mehr als im ersten
Wahlgang, einen Achtungserfolg erzielen. Sie erreichte damit mehr Stimmen als jemals
eine Kandidatin oder ein Kandidat der Grlinen bei Luzerner Regierungsratswahlen
zuvor. In der Folge diskutierte die Presse, ob ihre Niederlage eher auf die fehlenden
Stimmen aus den landlichen Regionen oder auf die fehlende Unterstiutzung der CVP
zurlckzuflhren sei - womaoglich hatte die formelle Unterstitzung der CVP fur eine Wahl
ausgereicht, wurde gemutmasst. Damit blieb also die Machtverteilung in der Luzerner
Regierung trotz Rucktritts eines Bisherigen wie gehabt: Weiterhin sollten flunf
blrgerliche Manner den Kanton regieren.

Die im zweiten Wahlgang ausgebliebene Uberraschung folgte dann einige Tage nach den
Wahlen, als der Regierungsrat eine grossere Amterrochade bekannt gab: So (ibernahm
Reto Wyss das Amt des Finanzdirektors von Schwerzmann, welcher in das Bildungs- und
Kulturdepartement wechselte. Der neu gewéhlte Fabian Peter Ubernahm das
freiwerdende Bau-, Umwelt- und Wirtschaftsdepartement. Diese Rochade fuhrte
gemass Luzerner Zeitung zu einem «Sturm der Entristung»: Ein Teil der Wahlerschaft
fUhle sich verschaukelt, zumal man Schwerzmann mit dem Versprechen auf Kontinuitat,
welche in seinem Wahlkampf hervorgestrichen worden sei, gewahlt habe. Die Linke
erhoffte sich hingegen vom Amtswechsel eine «Entspannung in der Finanzpolitik», wie
es Grunen-Prasident Maurus Frey formulierte. In der Folge wurde in der Presse
spekuliert, wie es zu dieser Rochade gekommen sei, zumal sich die Betroffenen nicht
dazu ausserten. Des Ratsels Losung préasentierte schliesslich die Luzerner Zeitung,
deren Recherchen «wasserdicht auflgezeigt hatten]», dass sich Reto Wyss zusammen
mit seinem Parteikollegen Guido Graf und dem neugewéhlten Fabian Peter in der
Abstimmung zur Amterverteilung durchgesetzt und Schwerzmann zu einem Wechsel
gezwungen hatten. Sachpolitisch d&ndere damit nicht viel, staatspolitisch hatten Wyss,
Graf und Peter hingegen «einen fahrlassigen Umgang mit dem Wéahlerwillen» bewiesen,
bilanzierte die Luzerner Zeitung. *
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DATUM: 19.10.2003
ROMAIN CLIVAZ

WAHLEN
DATUM: 23.10.2011
MARC BUHLMANN

WAHLEN
DATUM: 18.10.2015
ANDREA DENZ

Eidgendssische Wahlen

La camp bourgeois de la députation lucernoise (10) a subi une modification. Le PDC a
confirmé ses trois sortants, mais n'a pas sauvé le siege de Rosemarie Dormann, qui ne
se représentait plus. Si les démocrateschrétiens obtenaient encore 48,6 % des voix en
1991, ils se sont retrouvés a 29,4 % (-4,4 points par rapport a 1999). L'UDC, en léger
progrés de 0,2 point & 22,9%, a obtenu un siége supplémentaire (3). La troisiéme force
bourgeoise, le PRD, a maintenu ses positions avec deux siéges (+0,4 a 23,1%). Il convient
toutefois de mentionner la non élection du sortant et trés expérimenté, Karl
Tschuppert, aprés 20 ans de présence au parlement. Il a été remplacé par
I’entrepreneur Otto Ineichen, néophyte en politique. Bien qu’ayant convaincu un plus
grand nombre d’électeurs, les socialistes (+ 1,1a 11,1 %) et le PES (+1,8 & 9,8%) n"ont pu
que conserver leur siége respectif. °

Im Kanton Luzern buhlten 129 Personen auf 18 Listen um die Wahlergunst flr die 10
Nationalratssitze. Die Listenzahl, nicht aber die Kandidierendenzahl, hatte damit einen
neuen Rekord erreicht (2007: 16 Listen, 133 Kandidierende). Mit 30,2% leicht riickgangig
war der Frauenanteil unter den Kandidierenden (2007: 31,6%). Auch in Luzern war die
hohe Anzahl der Listen dem Neuantritt der GLP und der BDP geschuldet. Darlber
hinaus traten die Tierpartei und eine Gruppe von Parteilosen an. Listenverbindungen
gingen die beiden neuen Parteien BDP und GLP mit der EVP sowie die SP mit den
Grinen ein. Keine taktische Allianz kam zwischen den blrgerlichen Parteien CVP, FDP
und SVP zustande. In der Folge trat die CVP mit einer Bauernliste (Die Landoffensive) als
Unterliste an. Von den 10 Sitzen wurden je einer von der FDP (Georges Theiler) und der
SVP (Josef Kunz) frei. Theiler kandidierte fir den Stdnderat und wollte dort den Sitz
seiner nicht mehr kandidierenden Parteikollegin Helen Leumann Gbernehmen.

Auch im Kanton Luzern kam es zu Verlusten der traditionellen burgerlichen Parteien
und der SVP zugunsten der neuen Parteien in der Mitte. Die Sitzverschiebungen hielten
sich allerdings in Grenzen. Die erstmals in Luzern antretenden GLP und die BDP
konnten 6,1% respektive 2,1% Wahleranteile gewinnen. Dies genugte allerdings dank der
Listenverbindung lediglich der GLP zu einem Sitzgewinn. Die GrUnliberalen werden in
Bern neu durch Roland Fischer vertreten. Der Sitz der GLP ging auf Kosten der SVP, die
ihren frei werdenden Sitz nicht verteidigen konnte, obwohl sie vergleichsweise geringe
Waéhlerverluste in Kauf nehmen musste (-0,2 Prozentpunkte, neu: 25,1% und 2 Sitze).
Die starkste Partei im Kanton Luzern blieb die CVP, die mit 27,1% (-3,1 Prozentpunkte)
ihre drei Sitze halten konnte. Allerdings wurde Pius Segmdller abgewéhlt und von Leo
Muller verdrangt. Auch die FDP, die von 21,8% auf 18,4% fiel, konnte ihre beiden Sitze
verteidigen. Neu gewahlt wurde Albert Vitali. Otto Ineichen erzielte mit 52'692 Stimmen
das beste Resultat aller Kandidierenden. Die SP blieb stabil auf 11,56% Wéhleranteil. Sie
hielt damit ihren Sitz genau gleich wie die Griinen, die allerdings einen Verlust von 1,2
Prozentpunkten (neu: 8,3%) hinnehmen mussten. Drei der zehn Mandate im Kanton
Luzern wurden neu von Frauen besetzt. Damit war der Frauenanteil mit 30% hoher als
nach den Wahlen 2007 (20%). Die Wahlbeteiligung war hingegen mit 50,9% etwas tiefer
als noch vier Jahre zuvor (53,0%).

Auf die zehn Sitze bewarben sich bei den Nationalratswahlen im Kanton Luzern
insgesamt 1569 Kandidierende auf 21 Listen, was in beiden Kategorien eine neue
Hoéchstzahl darstellte. Die klassischen Jung- und Mutterparteien wurden beispielsweise
durch die Liste der Integralen Politik (IP) ergénzt, welche sich - auch in drei anderen
Kantonen antretend - .,das Wohl aller Menschen und aller Lebewesen™ als
selbsternanntes politisches Ziel gesetzt hat. Der Frauenanteil auf den Listen lag mit
34% etwas hoher als noch 2011 (31%).

In Sachen Listenverbindungen bahnte sich im Kanton Luzern Bemerkenswertes an. Zum
ersten Mal Uberhaupt schlossen sich die ,Roten™ (CVP) und die .Schwarzen™ (FDP)
zusammen. Die tiefgreifende, historische Rivalitdt zwischen Konservativen und
Liberalen geht im Innerschweizer Kanton bis auf den Sonderbundskrieg zurtck.
Massgeblich mitgeholfen, diesen Graben zu Uberwinden, hat wohl die SVP, indem sie
insbesondere fur die schwachelnde CVP eine Gefahr im Kampf um ihre Sitze darstellte.
Mit der Einbindung der EVP und der BDP wurde aus dem Zusammenschluss eine grosse
Mittekoalition. Abwesende im Bunde war die GLP, welche sich der linken
Listenverbindung mit SP und Grinen anschloss. Zu erklaren ist dieser Schritt mir der
unheilvollen Ausgangslage fur die 6kologisch-liberale Mittepartei: |hr einziger Sitz galt
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im Vorfeld der Wahl namlich als stark gefahrdeter .Wackelsitz®. Laut GLP-
Kantonsprasidentin Laura Kopp war das arithmetisch begrindete Zusammengehen ,die
einzige Chance, unseren Sitz zu retten™. Fur die SP und die Grinen, welche ihrerseits
kaum einen Sitzverlust zu beflrchten hatten, bot sich damit eine kleine Mdglichkeit,
den erwarteten Rechtsrutsch zu verhindern. Als chancenreichste Anwérterin auf den
Sitz von GLP-Nationalrat Roland Fischer galt nédmlich die SVP. Diese musste sich
ihrerseits damit abfinden, einzig parteiintern auf Listenpartner setzen zu kénnen.

Zu Ricktritten kam es anlésslich der eidgendssischen Gesamterneuerungswahlen einzig
bei der CVP - hier verzichtete der ehemalige Nationalratsprésident Ruedi Lustenberger
auf eine funfte Legislatur. Seinen Sitz erstmals bei einer Wahl verteidigen musste FDP-
Nationalrat Peter Schilliger, welcher 2012 fir den verstorbenen Otto Ineichen
nachgeruckt war. Eine Premiere konnte in Sachen Wahlsystem gefeiert werden, da der
Kanton vom Bund erstmals eine Bewilligung zur EinfUhrung der elektronischen
Stimmabgabe flr Auslandschweizer erhalten hatte.

Die klare Siegerin am Abstimmungssonntag war die SVP. Sie konnte ihren Wéahleranteil
auf 28.2% steigern (+3.1 Prozentpunkte) und damit erstmals die CVP Uberfligeln. Diese
musste sich neu mit dem zweiten Rang und einem Verlust von 3.2 Prozentpunkten
zufrieden geben (neu: 23.9%). Wahrend die FDP stagnierte (18.5%, -0.1 Prozentpunkte),
musste die GLP sich damit abfinden, dass die Prognosen eintrafen: Sie verlor ihren
einzigen Sitz von Roland Fischer und kam noch auf einen Wahleranteil von 5.8% (-0.3
Prozentpunkte). Profiteurin war wie erwartet die SVP, welche mit Parteipréasident Franz
Gruter ihre vor vier Jahren verlorene Vertretung zurtickgewinnen konnte. Die Grinen
konnten ihren Abwartstrend auch im Kanton Luzern nicht aufhalten und verloren weiter
an Wahlergunst (neu: 7.1%, -1.2 Prozentpunkte). Auf den ersten Blick erfolgreicher war
ihre Listenpartnerin - die SP - welche auf 13.6% zulegen konnten (+2.1 Prozentpunkte).
In der Nachwahlanalyse wurde ersichtlich, dass die Sozialdemokraten nur &ausserst
knapp einen Sitzgewinn verpassten. Dank der breiten Mittekoalition konnte die CVP
aber einen Sitzverlust an die Linke verhindern. Neben Franz Griter schaffte auch die
CVP-Kandidatin Andrea Gmdur die Neuwahl. Innerkantonal ist das Entlebuch erstmals
seit 40 Jahren nicht mehr in der Luzerner Delegation vertreten. Diese setzt sich neu
parteipolitisch wie folgt zusammen: 3 SVP, 3 CVP, 2 FDP, 1 SP und 1 GPS. Die
Stimmbeteiligung verblieb gegentber 2011 bei 50.9%, wahrend der Frauenanteil auf
40% stieg (+10 Prozentpunkte).’

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik
Gesellschaftsrecht

Wahrend der Grundsatz einer einheitlichen Regelung des Rechnungslegungsrechts fiir
alle Rechtsformen des Privatrechts in der Detailberatung unumstritten war, entbrannte
der Disput v.a. um die Anforderungen an die Buchfihrung. Aber auch der
Rechnungslegungsstandard und die Konzernrechnungslegung boten Stoff fir die
Ratsdebatte. Einigkeit herrschte in Bezug auf den Vorschlag der Rechtskommission des
Standerats, zur angestrebten Differenzierung nach Unternehmensgrosse das
Schwellenprinzip aus dem seit 2008 glltigen Revisionsrecht zu Ubernehmen
(Bilanzsumme: 10 Mio. Fr., Umsatzerldés: 20 Mio. Fr., Anzahl Vollzeitstellen im
Jahresdurchschnitt:  50). Die Grenzziehung zwischen KMU und grossen,
revisionspflichtigen Unternehmen war jedoch umstritten. So drehte sich die
Ratsdebatte primar um die Hohe der entsprechenden Schwellenwerte. Diskutiert
wurden drei Losungsansatze: Der von der SP und den Grinen unterstitzte
Bundesratsvorschlag, sich am geltenden Quorum des Revisionsrechts zu orientieren,
wurde ebenso verworfen wie der Antrag aus der SVP-Fraktion, den Umsatzerlds bei 80
Mio. Fr. festzusetzen. In Ubereinstimmung mit der Kommissionsmehrheit und dem
Standeratsentscheid unterstitzte eine Uberwiegende Mehrheit der FDP-, BDP- und
CVP-Mitglieder - gegen die geschlossen stimmenden Fraktionen von Grinen und SP -
das Ansinnen, die Schwelle bei einer Bilanzsumme von 20 Mio. Fr. sowie einen
Umsatzerlés von 40 Mio. Fr. festzulegen und die Anzahl Vollzeitstellen bei 250 zu
fixieren. Nationalrat Ineichen (fdp, LU) trug mit einem Einzelantrag dem Umstand
Rechnung, dass mit der Einflhrung des Schwellenprinzips im Rechnungslegungsrecht
zwar die gewlnschte Analogie zum Revisionsrecht hergestellt wurde, die Eckwerte in
den beiden Rechtsbereichen nun aber voneinander abwichen. Gegen den Willen des
Bundesrats und die erneut geschlossen stimmenden Grlnen und SP, aber unterstutzt
durch die FDP-, BDP- und SVP-Fraktionen sowie einer CVP-Mehrheit, erwirkte er eine
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prioritdre und auf Juli 2011 rickwirkende Verankerung der nun beschlossenen héheren
Eckwerte im Rechnungslegungsrecht auch fur das Revisionsrecht. Auf das nachfolgende
Nichteintreten des Standerats aus Verfahrensgriinden hielt die grosse Kammer am
Geschaft fest und schickte es zur Bereinigung ins neue Geschéaftsjahr. Nachdem bereits
der Standerat von den bundesratlich vorgeschlagenen 100'000 Fr. Umsatz als Schwelle
fir den Ubergang von der einfachen zu einer doppelten Buchhaltung abgewichen war,
schuf der Nationalrat eine Differenz zur kleinen Kammer, indem er den fraglichen Wert
gemass Einzelantrag Loepfe (cvp, Al) auf 500'000 Fr. erhéhte. In den Bestimmungen
zum Ausweis der stillen Reserven in der Jahresrechnung folgte der Nationalrat seiner
Kommissionsmehrheit und Ubernahm in Abweichung vom strengeren, durch eine
Kommissionsminderheit gestitzten Bundesratsentwurf den Vorschlag des Standerats. ®

In Bezug auf das Revisionsrecht trat der Standerat im Gegensatz zum Vorjahr und gegen
die Empfehlung des Bundesrats auf die Vorlage geméss Antrag Ineichen (fdp, LU) ein.
Dieser Entscheid kam in der Frihjahrssession mit 21 zu 19 Stimmen allerdings nur knapp
zu Stande. Der Nationalrat hatte im Dezember 2010 an seinem Eintretensentscheid
festgehalten, um die Revisionspflicht fur kleine und mittlere Unternehmen zu lockern.
In der Detailberatung erhéhte der Standerat in Ubereinstimmung mit dem Nationalrat
die Schwellenwerte, wobei dazu der Stichentscheid des Ratspréasidenten erforderlich
war. Allerdings schuf der Standerat eine Differenz zum Nationalrat, indem er den
Bundesrat damit beauftragte, den Zeitpunkt des Inkrafttretens zu bestimmen. Nachdem
der Nationalrat noch in der Friuhjahrssession beschloss, die Vorlage per 1. Januar 2012
in Kraft treten zu lassen, beugte er sich letztlich in der Sommersession dem Entscheid
des Standerates. Widerstand regte sich vor allem aus den Reihen der SVP. In der
Schlussabstimmung wurde die Vorlage im Nationalrat mit 147 zu 34 Stimmen und im
Standerat mit 34 zu 5 Stimmen angenommen. Damit mussten Gesellschaften ihre
Jahresrechnung und gegebenenfalls ihre Konzernrechnung neu durch eine
Revisionsstelle prifen lassen, sofern sie in zwei aufeinander folgenden Geschaftsjahren
zwei der folgenden drei Schwellenwerte Uberschritten: Bilanzsumme von 20 Millionen
Franken, Umsatzerlés von 40 Millionen Franken oder 250 Vollzeitstellen im
Jahresdurchschnitt. °

Infrastruktur und Lebensraum

Energie
Netz und Vertrieb

Les chambres ont liquidé un certain nombre de propositions déposées l'année
précédente visant a contrer la hausse du prix du courant et devenues caduques. Les
sénateurs ont ainsi rejeté la motion CEATE-CN (mo. 08.3750) en faveur de la révision de
I"OApEIl et décidé de ne pas donner suite a I'initiative parlementaire de la commission
de I’économie et des redevances du Conseil national (CER-CN). La chambre basse a
quant a elle rejeté une motion Ineichen (plr, LU) (mo. 08.3225) allant dans le méme sens
que l'initiative. ©

Alternativenergien

Le Conseil des Etats s’est déclaré favorable & la création d’un fonds solaire en
approuvant, par 20 voix contre 13, une motion Simonetta Sommaruga (ps, BE) chargeant
le Conseil fédéral de présenter un projet comportant un fonds d’un milliard de francs
pour promouvoir et soutenir I'installation de capteurs solaires thermiques. Limité a fin
2012, ce fonds serait alimenté par la Confédération (pour 2/3) et par les entreprises
électriques (1/3). Le Conseil national a quant & lui rejeté tacitement une motion
Ineichen (plr, LU) au contenu identique. "
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Sozialpolitik
Bevdlkerung und Arbeit

Arbeitsmarkt

Arbeitslose sollen Zugang zu privaten Arbeitsvermittlern erhalten, dies forderte eine
Motion von Nationalrat Ineichen (fdp, LU). Private Personaldienstleister kénnten laut
Ineichen den Arbeitslosen besser helfen und ein solcher Schritt wirde auch den wenig
effizienten Ausbau des 6ffentlichen Arbeitsvermittlungssystems vermeiden. Die Idee
stiess bei den kantonalen Arbeitsvermittlungszentren (RAV) auf wenig Gegenliebe. Sie
argumentieren, dass die privaten und 6ffentlichen Systeme nicht vereinbar seien und
dass bereits eine gute Zusammenarbeit bestehe. Mit diesen Argumenten verlangte auch
der Bundesrat die Ablehnung der Motion. Der Nationalrat stimmte mit 107 zu 78 fur die
Annahme der Motion wahrend der Stédnderat gegen die Motion votierte. "

Sozialversicherungen
Sozialversicherungen

Mit 102 zu 75 Stimmen nahm der Nationalrat gegen den Widerstand der Linken eine
Motion Ineichen (fdp, LU) an, die den Bundesrat auffordert, das Rechtsmittelverfahren
im Sozialversicherungsbereich zu straffen und die Entgeltlichkeit einzufihren. Im
Normalfall sollten die Einsprache und die Beschwerde vor dem kantonalen
Versicherungsgericht als Rechtsmittel gentigen. Der Zugang zum Bundesgericht musse
auf grundlegende Rechtsfragen beschrankt und das Verfahren der Einsprache massiv
vereinfacht werden.

Im Vorjahr hatte der Nationalrat im Einverstandnis mit dem Bundesrat und gegen den
Widerstand der Linken eine Motion Ineichen (fdp, LU) angenommen, mit welcher die
Regierung aufgefordert wurde, das Rechtsmittelverfahren im
Sozialversicherungsbereich zu straffen und die Entgeltlichkeit einzufihren. Im
Standerat beantragte die Kommission nun einstimmig, die Motion abzulehnen, da deren
Anliegen seit Einreichen des Vorstosses (2003) erflllt worden sei. Sie verwies
insbesondere auf die 2005 vom Parlament gutgeheissene Anderung des IVG, die eine
Straffung des Verfahrens im Fall von Streitigkeiten bringt; diese Gesetzesanderung trat
auf den 1. Juli in Kraft. Die Motion wurde daraufhin diskussionslos verworfen. ™

Berufliche Vorsorge

Da das BPV trotz persdnlichem Vorsprechen von Abgeordneten deren Ansicht nach nur
unzureichende Unterlagen vorlegte, grindeten Parlamentarierinnen und Parlamentarier
die ,Schutzgemeinschaft fir KMU und ihre Versicherten™. Unter dem Prasidium von
Nationalrat Ineichen (fdp, LU) und dem Vizeprasidium von Nationalrat und SGK-NR-
Président Bortoluzzi (svp, ZH) gehorten ihr als weitere Mitglieder die Nationalratinnen
Egerszegi (fdp, AG) und Fetz (sp, BS), Nationalrat Rechsteiner (sp, BS) sowie Stdnderat
und SGK-SR-Préasident Frick (cvp, SZ) an. Die Griindung der Vereinigung war nétig im
Hinblick auf eine allfallige Beschwerde, mit der die Offenlegung weiterer Unterlagen
erreicht werden sollte. Unterstutzung fand sie beim Prasidenten des Gewerbeverbands.
Aber auch der Prasident des Arbeitgeberverbandes, grundsatzlich ein Beflrworter der
Senkung des Umwandlungssatzes auf unter 6,8%, befand, eine derartige Massnahme
kénne nicht schockartig ergriffen werden, sondern misse Uber Jahre erfolgen. Die
Gewerkschaften beschlossen ebenfalls eine Beschwerde. Beide Rekurse wurde Mitte
September eingereicht. Insgesamt gingen 29 Begehren um aufschiebende Wirkung ein,
die Ende Jahr von der zustédndigen Eidgendssischen Rekurskommission abgelehnt
wurden. ®
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Arbeitslosenversicherung (ALV)

Eine Motion Ineichen (fdp, LU) wollte den Bundesrat beauftragen, dass klnftig
Stellensuchenden und Arbeitslosen das ganze Vermittlungs- und Beratungspotential
der privaten Personaldienstleister er6ffnet wird. Es sollen die notwendigen Mittel
bereitgestellt werden, damit die regionalen Arbeitsvermittlungszentren mit den
privaten Anbietern auf vertraglicher Ebene ein optimales Dienstleistungspaket fur
Stellensuchende und Arbeitslose sicherstellen kénnen. Der Bundesrat war der Ansicht,
dass die Zusammenarbeit zwischen privater und 6ffentlicher Arbeitsvermittiung als gut
und marktgerecht bezeichnet werden kann und beantragte daher, die Motion
abzulehnen. Der Nationalrat nahm die Motion mit 107 zu 78 Stimmen an, der Sténderat
lehnte sie jedoch auf Antrag seiner Kommission ab.

Drei weitere Vorstosse zielten auf eine starkere Einbindung der Unternehmen bei der
Wiedereingliederung von Arbeitslosen. Ein Postulat (09.4298) Hodgers (gp, GE)
verlangte vom Bundesrat, einen Bericht vorzulegen lber die Moéglichkeiten, denjenigen
Unternehmen Steuererleichterungen zu gewahren, die Lehrstellen anbieten oder
Personen mit IV-Rente oder Langzeitarbeitslose einstellen. Gegen den Willen des
Bundesrates nahm die grosse Kammer das Postulat mit 119 zu 59 Stimmen an. Hingegen
lehnte der Nationalrat eine Motion (09.4261) Robbiani (cvp, TI) mit 111 zu 74 Stimmen ab,
welche flur die Arbeitgeber einen Anreiz schaffen wollte, Arbeitslose anstelle von neu
zugewanderten Arbeitskraften einzustellen. Dazu ware der Bundesrat beauftragt
worden, das Arbeitslosenversicherungsgesetz mit einer Bestimmung zu ergénzen,
wonach Anstellungszuschlisse ausgerichtet werden kdénnten, wenn in einzelnen
Branchen oder Kantonen, die Arbeitslosigkeit bei 4% oder hoher liegt, in diesen
Branchen oder Kantonen der Zustrom an ausléandischen Arbeitskraften anhélt und der
Arbeitgeber eine arbeitslose Person unbefristet anstellt. Den dritten Vorstoss in diesem
Bereich, eine Motion (10.3604) Ineichen (fdp, LU), welche forderte, dass der Bundesrat
eine Regelung zur Wiedereingliederung von Langzeitarbeitslosen unterbreite, analog zu
derjenigen des Bundesgesetzes Uber die Invalidenversicherung, lehnte der Nationalrat
diskussionslos ab. ”

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung
Berufsbildung

Im Sommer lancierte FDP-Nationalrat Otto Ineichen (LU) das schweizweite, auf drei
Jahre angelegte Projekt .Speranza 2000", welches von Unternehmen, Kantonen und
dem Bund getragen wird. Ziel war es, bis im Herbst 2000 Praktikumsstellen flr
schulisch schwache Jugendliche zu schaffen, welche keine Lehrstelle finden. Die
Praktikumsplatze fur ein oder ein halbes Jahr sollen mittelfristig in zweijahrige
Grundausbildungen mit eidgendssischem Berufsattest Uberfihrt werden; die
Berufsverbande reagierten mit Skepsis. Eine erste Zwischenbilanz ergab 1800 neue
Lehrstellen auf Ende Oktober, die jedoch nicht alle besetzt werden konnten. Die
Initianten erklarten, nicht Uberall habe die Zusammenarbeit gleich reibungslos
funktioniert, erfolgreich sei sie in den Kantonen Luzern, Aargau und Thurgau verlaufen.
Eine Weiterfiihrung des Projekts sei geplant. ™

FDP-Nationalrat Ineichen (LU) errichtete 2008 die Stiftung .Speranza™ die
Jugendlichen ohne Lehrstelle mit Brlckenangeboten weiterhelfen soll. ,Speranza™
arbeitet eng mit Bund und Kantonen zusammen, welche mindestens 60% der Kosten
der Projekte Ubernehmen. Das Startkapital der Stiftung belief sich auf 500'000 Fr.,
Ineichen will aber in den nachsten drei bis funf Jahren ein Vermdgen von 25 Mio Fr.
erreichen. ™

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.21



MOTION
DATUM: 29.04.2009
ANDREA MOSIMANN

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 26.01.2002
MAGDALENA BERNATH

WAHLEN
DATUM: 18.11.2007
SABINE HOHL

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 31.05.2008
SABINE HOHL

PARTEICHRONIK
DATUM: 27.06.2009
SABINE HOHL

Die Ubrigen Vorstdsse fanden im Nationalrat keine Gnade: Mit 86 zu 75 Stimmen verwarf
der Rat eine Motion Ineichen (fdp, LU), mit welcher die Einfiihrung eines
Briickenangebots gefordert wurde, das allen Schulabgéngern die keine schulische oder
berufliche Ausbildung beginnen als Zwischenlésung dienen sollte. Den Jugendlichen die
ihre Teilnahme verweigert hatten, ware das Arbeitslosengeld gestrichen worden.
Ebenfalls abgelehnt wurde eine Motion Galladé (sp, ZH) zur Starkung von Basislehrjahren
in Ausbildungszentren sowie eine Motion Mario Fehr (sp, ZH) fir Fairplay bei der
Lehrstellensuche. Fehr wollte mit seinem Vorstoss erreichen, dass Lehrvertrage
frihestens ein halbes Jahr vor Lehrbeginn abgeschlossen werden dirfen.

Parteien, Verbande und Interessengruppen

Parteien
Grosse Parteien

Anfangs Jahr sprachen sich die Freisinnigen mit lediglich finf Gegenstimmen fiir den
Beitritt der Schweiz zur UNO aus; 1986 waren sie noch gespalten gewesen, hatten aber
fur einen UNO-Beitritt optiert. Die Volksinitiative des Gewerkschaftsbundes "fur eine
kirzere Arbeitszeit", welche die 36-Stunden-Woche einfihren wollte, lehnten die
Delegierten einstimmig ab. In der Gesundheitspolitik forderte die FDP eine
wettbewerbsorientierte Reform des KVG. Mit der Erhéhung der obligatorischen und der
selbstwahlbaren Franchise sowie des Selbstbehaltes bei Bagatellfallen soll die
Selbstverantwortung gestéarkt werden. Bis im Herbst soll eine Arbeitsgruppe, die von
FDP-Fraktionsprasidentin Christine Beerli geleitet wird und der auch der Prasident der
Zurcher Arztegesellschaft Walter Grete, Nationalrat Felix Gutzwiller (fdp, ZH), der
Unternehmer Otto Ineichen und Robert Leu, Professor fur angewandte
Wirtschaftsforschung und Wirtschaftspolitik der Universitat Bern, angehodren, eine
vertiefte und vorurteilslose Uberpriifung der 6konomischen Anreize fiir alle Akteure im
Gesundheitswesen vornehmen. ?

Die Verluste der FDP bei den Nationalratswahlen im Oktober fielen mit minus 5 Sitzen
(-1,5 Prozentpunkte Stimmenanteil) Gberraschend hoch aus. Dennoch kam es nicht zu
Rucktrittsforderungen gegentber Parteiprasident Pelli. Kritik wurde aber im rechten
Parteiflligel an Bundesrat Couchepin laut. Einige FDP-Nationalrate, darunter
Leutenegger (ZH) und Ineichen (LU), forderten Couchepin zu einem gemeinsamen
Rucktritt mit den Bundesraten Schmid und Leuenberger auf. Im liberalen Fllgel der FDP
flhrte dies zu Protesten. Pelli forderte als Reaktion auf die Niederlage bei den
Parlamentswahlen einen einheitlicheren Kurs der FDP, die Kantonalparteien hatten ein
zu grosses Gewicht in der Partei. Zudem solle die FDP die Anzahl ihrer Themen
reduzieren. %

Zu innerparteilichen Differenzen kam es trotz der Bemihungen um eine klare Linie
schon bald wieder: Die FDP-Delegierten hatten die SVP-EinbUlrgerungsinitiative
deutlich abgelehnt. Trotzdem warben Exponenten wie Hans Hess (OW), Otto Ineichen
(LU), Filippo Leutenegger (ZH), Walter Mdller (SG) und Georges Theiler (LU) fur ein Ja
und nahmen gar Einsitz im Uberparteilichen Ja-Komitee. Philipp Mdller (AG), der
~Leuchtturm™ fir das Thema schlanker Staat (der sich mit Pelli darauf geeinigt hatte,
nicht im Ja-Komitee mitzumachen), vertrat am Parteitag der FDP Aargau die Ja-Position
zur Einburgerungsinitiative, die der offiziellen FDP-Parole entsprechende Nein-Position
wurde durch eine SP-Politikerin vertreten. Gespalten blieb die Partei auch beim
Gesundheitsartikel, nach dem Ja auf nationaler Ebene beschloss eine grosse Zahl von
Kantonalsektionen die Nein-Parole. #*

Auch Nationalrat Ruedi Noser(ZH), Vizeprasident der FDP, dusserte sich im Marz
abweichend von der Linie der Parteileitung. Er sagte in der Presse, dass er gegen die
Pauschalbesteuerung von in der Schweiz wohnhaften, aber nicht erwerbstatigen
Auslandern sei. Zudem kritisierte er die Privilegien auslandischer Holdings in der
Schweiz. Dieser Positionsbezug war nicht mit der Parteispitze abgesprochen.
Fraktionsprasidentin Gabi Huber bezeichnete Nosers Position als ,Einzelmeinung™ und
die FDP distanzierte sich sogar offentlich in einer Medienmitteilung von Nosers
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Aussagen. Im April trat Ruedi Noser nach sechs Jahren als Vizeprasident der FDP
zurtck. Er betonte, dass er nicht im Streit abtrete, die parteiinternen Differenzen
durften jedoch bei seinem Rucktritt eine Rolle gespielt haben. Noser hatte sich fur eine
inhaltliche Erneuerung der FDP eingesetzt und empfand diesen Prozess als zu langsam.
Sein Ricktritt schlug in der FDP hohe Wellen. Teilweise wurde Kritik an Fulvio Pelli laut.
Nationalrat Otto Ineichen (LU) forderte, dass ein Unternehmer Nachfolger von Noser
werden musse. Als einziger Kandidat trat schliesslich Nationalrat und Unternehmer
Markus Hutter (ZH) an, der an der Delegiertenversammlung vom 27. Juni gewahlt
wurde. *

Die UBS-Affare beschaftigte auch die FDP. Die Partei, die sich als ,Helferin des
Finanzplatzes Schweiz" (Pelli) betrachtet, bekundete aber Mihe, sich deutlich von den
Grossbanken zu distanzieren. Der Unmut gegenlber der UBS wuchs auch in der
Wirtschaftspartei. Insbesondere Nationalrat Philipp Miller (AG) schoss scharf gegen die
Bank und dachte laut Gber einen Bruch der FDP mit den Grossbanken nach. Daraufhin
trat der frihere UBS-Chef Peter Wuffli als Président der Freunde der FDP zurlick,
einem Sponsorenverein, welcher der Partei jéahrlich mehrere 100'000 Fr. zukommen
lasst. Wuffli begriindete seinen Rucktritt damit, dass er die FDP in der Vorwahlphase
nicht belasten wolle. Der Streit innerhalb der FDP weitete sich aus, nachdem die
Parteileitung die Parlamentarier angehalten hatte, sich in Bezug auf die
Finanzplatzstrategie des Bundes an die Parteilinie zu halten. Mit der Idee einer
Weissgeldstrategie hatte sich der Unternehmerfllgel um die Nationalrate Otto Ineichen
(LU), Philipp Mdller (AG), Tarzisius Caviezel (GR) und Werner Messmer (TG) den Unmut
der Parteileitung zugezogen. Allerdings schwenkte dann aber auch die offizielle Partei
von der \Verteidigung des Bankgeheimnisses ab. An einer Medienkonferenz
demonstrierte sie einen Schulterschluss und préasentierte eine Weiterentwicklung der
schweizerischen Finanzmarktstrategie. In der Folge wurde eine Strategiegruppe unter
Fuhrung von Rolf Schweiger (ZG) eingesetzt, die an der Delegiertenversammlung vom
24. April einen Bericht vorlegte. Die urspringliche Weissgeldidee war bereits im Vorfeld
der Versammlung von den kantonalen Parteiprasidenten abgeschwéacht worden,
nachdem mehrere Kantonalsektionen Widerstand angeklindigt hatten. Anstelle einer
Belegpflicht wurde eine Selbstdeklaration fir auslandische Bankkunden gefordert und
statt der Einfuhrung der schweren Steuerhinterziehung als Strafdelikt wurden eine
Steuerrechtsrevision und Verhaltensregeln fir Banken vorgeschlagen. Nach einer
heftigen Diskussion wurde das Papier von den Delegierten knapp angenommen. *°

In der Nacht auf den 5. Oktober verstarb der Glarner FDP-Stdnderat Pankraz Freitag
60-jahrig. Der ausgewiesene Finanz- und Energiepolitiker galt als besonnene und breit
respektierte Persdnlichkeit. Bereits zum dritten Mal in der laufenden Legislatur musste
die FDP damit einen Todesfall in ihren Reihen verarbeiten. Im Vorjahr waren die
Nationalrate Otto Ineichen (LU) und Peter Malama (BS) verstorben. 2
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